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AN
Alle  Bürgermeister,  Gemeinderäte,  Waldbesitzer,
Planungsverbände
und  Betreiberfirmen,  die  Windkraftanlagen  in  deutschen
Wäldern
planen, befürworten oder dulden.

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir wenden uns heute an Sie – nicht mit einer Petition,
nicht  mit  einer  Unterschriftenliste,  nicht  mit  dem
üblichen Schreiben, das man liest, abheftet und vergisst.
Wir wenden uns an Sie mit einer Frage, die wir Ihnen di-
rekt,  persönlich  und  ohne  diplomatische  Umschreibung
stellen möchten: Was genau rechtfertigt es, unsere Wälder
für Windräder zu opfern, deren wirtschaftliche Grundlage
längst weggefallen ist?

Wir sind Bürgerinnen und Bürger. Wir wohnen in den Gemein-
den, in denen Sie Entscheidungen treffen. Wir bezahlen
mit unseren Steuern die Fördergelder, mit denen Windpark-
betreiber über Jahrzehnte alimentiert wurden. Und wir ge-
hen in die Wälder, die Sie gerade dabei sind, unwieder-
bringlich zu zerstören. Wir kennen diese Wälder. Wir ken-
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nen die Bäume, die Wege, das Licht zwischen den Stämmen
am frühen Morgen. Und wir werden nicht schweigen, während
man uns erzählt, das alles sei ein notwendiges Opfer für
die Energiewende.

An die Bürgermeister und Gemeinderäte

Sie wurden gewählt, um Ihre Gemeinde zu vertreten. Nicht
die Interessen von Projektentwicklern, die mit fertig
gezeichneten Plänen in Ihre Büros kommen. Nicht die In-
teressen von Fonds, die Rendite suchen und dafür Win-
dräder in Schwachwindgebiete stellen wollen, in denen sie
sich nach allen aktuellen Marktdaten schlicht nicht rech-
nen.

Wir wissen, dass Sie unter Druck stehen. Wir wissen, dass
Flächenziele von oben vorgegeben werden, dass Bundesge-
setze Genehmigungsverfahren beschleunigen sollen, dass Ih-
nen mancherorts gesagt wird, Sie hätten gar keine Wahl.
Doch Sie haben eine Wahl. Sie haben die Pflicht, genau
hinzuschauen. Sie haben die Pflicht, Zahlen zu prüfen –
und nicht einfach zu unterschreiben, was man Ihnen vor-
legt.

Haben  Sie  die  aktuellen  Ausschreibungsergebnisse  der
Bundesnetzagentur  gesehen?  Wissen  Sie,  dass  der
anzulegende Wert für Windstrom von 11,39 Cent auf 9,39
Cent pro Kilowattstunde gefallen ist – ein Einbruch von
18 Prozent? Wissen Sie, dass im vergangenen Jahr 652
Stunden Negativstrompreise registriert wurden, in denen
Windkraftbetreiber  keine  EEG-Förderung  mehr  erhalten?
Wissen Sie, was das für die Rentabilität der Projekte
bedeutet, die man Ihnen gerade zur Genehmigung vorlegt?

Falls Sie das nicht wissen: Das ist ein Problem. Denn es
bedeutet, dass die Kalkulationen, die Ihnen Projekten-
twickler  präsentieren,  auf  Annahmen  beruhen,  die  der
Markt längst widerlegt hat. Wenn der Betreiber in die In-
solvenz geht, bleibt der Betonsockel im Waldboden. Der



Rückbau bleibt am Ende an der Gemeinde hängen. An Ihnen.
An uns. Fordern Sie unabhängige Gutachten. Fragen Sie,
was passiert, wenn der Betreiber in zehn Jahren nicht
mehr existiert. Wenn Sie keine zufriedenstellende Antwort
bekommen, dann ist das Ihre Antwort.

An die Waldbesitzer

Wir verstehen Sie. Wirklich. Wer einen Wald besitzt, ken-
nt auch die Last, die damit verbunden ist. Pflegekosten,
Borkenkäfer, Sturmschäden, sinkende Holzpreise. Und dann
kommt jemand und bietet Ihnen eine Pacht, die verlässlich-
er klingt als alles, was der Forst in den letzten Jahren
eingebracht hat. Das ist verlockend. Das wäre es für je-
den.

Aber wir bitten Sie: Lesen Sie den Vertrag. Den ganzen
Vertrag. Lassen Sie ihn von einem unabhängigen Anwalt
prüfen,  der  keinerlei  Verbindung  zur  Windkraftbranche
hat. Schauen Sie genau hin, was in den Klauseln zur Rück-
bauverpflichtung steht – und wer am Ende haftet, wenn das
Geld dafür nicht da ist. Das Risiko, das Sie eingehen,
ist real. Der Windparkentwickler Abo Energy – seit 1996
am Markt, einer der etabliertesten der Branche – hat im
vergangenen  Jahr  erstmals  in  seiner  Geschichte  einen
Jahresverlust eingefahren: 170 Millionen Euro. Was das
für kleinere Betreiber bedeutet, muss man nicht lange erk-
lären.

Ihr Wald ist mehr wert als eine Pacht, die in einem insol-
venten Windparkprojekt endet. Ihr Wald ist das Kapital
Ihrer Familie, vielleicht über Generationen. Er wächst
langsam. Was man in ihm baut, zerstört ihn schnell. Und
was zerstört ist, kommt nicht zurück – nicht in Ihrer
Lebenszeit, nicht in der Ihrer Kinder.

An die Planungsverbände und Regionalplaner

Sie haben eine technische, eine planerische Aufgabe. Wir
respektieren das. Aber Planung bedeutet, die Realität zu



berücksichtigen – und die Realität hat sich verändert.
Schwachwindgebiete in Bayern und Baden-Württemberg lie-
fern nicht die Erträge, die in den Planungsunterlagen ste-
hen. Das ist keine politische Meinung. Das sind Physik
und Finanzmathematik. Eine Windgeschwindigkeit von 5,24
Metern pro Sekunde reicht schlicht nicht aus, um ein
wirtschaftlich tragfähiges Windkraftprojekt zu betreiben.

Wir  fragen  Sie:  Welchen  Sinn  hat  es,  Flächen  für
Windkraftanlagen  auszuweisen,  die  sich  nach  allen
verfügbaren  Daten  nicht  rechnen  werden  –  und  dafür
Waldflächen zu opfern, die ökologisch, klimatisch und
gesellschaftlich von unschätzbarem Wert sind?

Ein Wald bindet CO₂, kühlt seine Umgebung, filtert das
Grundwasser, schützt vor Erosion und bietet Lebensraum
für hunderte Tier- und Pflanzenarten. Ein Windrad in
einem Schwachwindgebiet produziert in einem Drittel der
Zeit gar keinen Strom – und rechtfertigt dafür den dauer-
haften Verlust dieser Ökosystemleistungen. Das ist keine
seriöse Abwägung. Das ist Symbolpolitik auf Kosten der Na-
tur.

An die Projektentwickler und Betreiberfirmen

Mit Ihnen wollen wir besonders direkt sprechen. Denn bei
Ihnen beginnt und endet die Kette, um die es hier geht.
Sie präsentieren Bürgermeistern Hochglanzfolien mit Ver-
sorgungszahlen,  die  jeder  Ingenieur  als  irreführend
bezeichnen  würde.  Sie  beauftragen  Windgutachten  bei
Büros, die erfahrungsgemäß eher im oberen Bereich der
Wahrscheinlichkeitsspanne rechnen. Sie legen Investoren
Verkaufsprospekte vor, in denen auf Seite 16 in kleiner
Schrift steht, dass ein Totalverlust bis hin zur Privatin-
solvenz möglich ist – und auf Seite 2 steht die schöne
Grafik mit den stabilen Erträgen.

Wir fordern Sie auf: Rechnen Sie ehrlich. Stellen Sie



vollständige,  ungeschönte
Wirtschaftlichkeitsberechnungen  zur  Verfügung  –  nicht
nur für Ihre Investoren, sondern auch für die Gemeinden
und Grundstückseigentümer, mit deren Ressourcen Sie Ihre
Projekte umsetzen. Wenn Sie das nicht tun, tun wir es.
Wir werden die Zahlen öffentlich machen.

Sie gehen in die Wälder – unsere Wälder – und fällen
Bäume, die älter sind als Ihr Unternehmen. Sie gießen Be-
tonfundamente, die tiefer reichen als jede Rückbaurück-
lage, die Sie angelegt haben. Wenn das Projekt scheitert,
sind Sie weg. Das Fundament bleibt. Der zerstörte Wald
bleibt. Die Gemeinde bleibt. Und wir bleiben.

Was wir fordern

Wir sind keine Fortschrittsfeinde. Wir wissen, dass die
Energieversorgung sich verändern muss. Aber ein Kompro-
miss bedeutet, dass beide Seiten etwas geben – nicht,
dass Natur, Steuerzahler und Gemeinwohl geben, während
Projektentwickler nehmen.

Wir  fordern  transparente  und  vollständige
Wirtschaftlichkeitsberechnungen für jedes geplante Wind-
kraftprojekt,  geprüft  durch  unabhängige  Stellen  ohne
Verbindung  zur  Windkraftbranche.  Wir  fordern
verbindliche,  ausreichend  finanzierte  Rück-
baubürgschaften, die nicht vom wirtschaftlichen Fortbes-
tand des Betreibers abhängen. Wir fordern ein vollständi-
ges Moratorium für Windkraftanlagen in bewirtschafteten
und natürlichen Wäldern, solange keine belastbaren Alter-
nativstandorte  auf  bereits  versiegelten  Flächen  er-
schlossen wurden. Und wir fordern echte Beteiligung der
betroffenen Bevölkerung – nicht die Scheinbeteiligung ein-
er Infoveranstaltung, auf der alles längst entschieden
ist.



Eine letzte Bitte

Wir schreiben diesen Brief nicht aus Wut, auch wenn die
Wut da ist. Wir schreiben ihn aus Verantwortung. Wir bit-
ten Sie: Gehen Sie in diesen Wald, bevor Sie unter-
schreiben. Nicht mit dem Gutachter, nicht mit dem Projek-
tierer. Allein. Hören Sie, wie es dort klingt. Und fragen
Sie  sich  dann,  ob  das,  was  Sie  planen,  wirklich
unausweichlich  ist.

Wir wissen: Die Zahlen stimmen nicht. Die Entscheidung
ist nicht unausweichlich. Und der Wald ist es wert, ihn
zu retten.

Mit freundlichen, aber unmissverständlichen Grüßen,

O F F E N E R  B R I E F

Bürgerinitiative Pro Natur – Gegen Windräder im Wald
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Dieser offene Brief darf geteilt, zitiert und weitergeleitet werden.

Das  Ende  der
Goldgräberstimmung  –  und
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warum  unsere  Wälder  dennoch
in Gefahr sind

Windräder rentieren sich kaum noch für ihre Betreiber. Neue
gesetzliche  Regelungen,  sinkende  Einspeisevergütungen  und
hunderte  Stunden  Negativpreise  im  Jahr  zerstören  die
Kalkulation  vieler  Projekte.  Eine  gute  Nachricht  für
Steuerzahler und Natur – aber kein Grund zur Entwarnung.

Es gibt Momente, in denen die Realität die Propaganda einholt.
Nach Jahren, in denen Windkraftprojekte mit Versprechen über
saubere  Energie,  Versorgungssicherheit  und  wirtschaftliche
Prosperität  beworben  wurden,  beginnt  sich  das  Bild  zu
verschieben  –  still,  fast  unbemerkt,  aber  mit  wachsender
Deutlichkeit.  Die  sogenannte  Goldgräberstimmung  in  der
Windkraftbranche ist vorbei. Was bleibt, ist eine nüchterne
Abrechnung:  mit  falschen  Versprechen,  fragwürdigen
Investitionsmodellen  und  einem  politischen  System,  das  den
Bürger – als Steuerzahler und als Waldbewohner – jahrelang für
diese Rechnung hat bezahlen lassen.
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Wer die Zahlen kennt, der weiß schon länger, worum es bei
Windrädern tatsächlich geht. Nicht ums Klima. Nicht um Strom.
Sondern  ums  Geld.  Das  sagen  nicht  wir  –  das  sagen  die
Finanzfachleute aus der Branche selbst. Und genau deshalb ist
die aktuelle Entwicklung so aufschlussreich: Wenn selbst die
Investoren die Reißleine ziehen, dann muss man die Bürgerinnen
und Bürger fragen, wer in all diesen Jahren eigentlich die
Zeche bezahlt hat.

Das Märchen vom Windrad, das 15.000
Menschen versorgt
Auf Informationsveranstaltungen, in Gemeinderatssitzungen, in
Hochglanzbroschüren von Projektentwicklern begegnet uns immer
wieder dieselbe Behauptung: Ein modernes Windrad versorge rund
15.000 Haushalte mit Strom. Ein imposantes Versprechen. Und
ein grundlegend irreführendes.

Denn  Windräder  drehen  sich  nur  dann,  wenn  Wind  weht.  Das
klingt banal – ist es aber nicht, wenn man die Konsequenzen
ernstnimmt. In rund einem Drittel aller Stunden im Jahr steht
ein durchschnittliches Windrad still. Kein Wind, kein Strom.
Wer  in  einem  solchen  Moment  auf  eine  stabile  Versorgung
angewiesen  ist  –  und  das  ist  jeder  Haushalt,  jedes
Krankenhaus, jede Fabrik – der bekommt von diesem Windrad
schlicht gar nichts.

Ein  Windrad  versorgt  keine  15.000  Menschen.  Es  ist  die
absolute Katastrophe für das Stromnetz – weil es nicht den
Strom liefert, den wir brauchen, sondern den, den der Wind
gerade hergibt.

Die  Grundregel  des  Stromnetzes  ist  eisern:  Erzeugung  und
Verbrauch  müssen  zu  jedem  Zeitpunkt  exakt  übereinstimmen.
Nicht annähernd – exakt. Weicht die Frequenz zu stark ab,
schalten sich Netze aus Sicherheitsgründen automatisch ab. Die



Konsequenz einer rein windbasierten Versorgung wäre im besten
Fall  ein  instabiles  Netz  mit  häufigen  Unterbrechungen,  im
schlimmsten Fall das, was bei den Pfalzwerken Realität wurde:
unkontrollierte  Spannungsspitzen,  die  Haushaltsgeräte
zerstören. Das ist kein theoretisches Risiko. Das ist gelebte
Praxis.

Dennoch wird das Märchen von der Windkraft als verlässliche
Energiequelle  weitererzählt.  In  Bürgerversammlungen.  In
Förderanträgen. In der Tagespresse. Und unsere Wälder sollen
dafür herhalten.

Das  Gesetz,  das  die  Rechnung
änderte – und lange überfällig war
Seit dem 1. April letzten Jahres gilt eine neue Regelung, die
lange überfällig war: Wenn der Börsenstrompreis negativ ist –
wenn also so viel Strom im Netz ist, dass man für die Abnahme
sogar bezahlt werden muss – entfällt für Windkraftbetreiber in
diesem Zeitraum die staatliche EEG-Förderung vollständig. Der
anzulegende Wert sinkt auf null.

Klingt technisch. Hat aber massive finanzielle Auswirkungen.
Denn  die  Zahl  der  Stunden  mit  Negativpreisen  explodiert
geradezu: 325 Stunden im Jahr 2023, 520 Stunden im Jahr 2024,
652 Stunden im vergangenen Jahr. Eine Entwicklung, die sich
mit dem weiteren Ausbau erneuerbarer Energien fortsetzen und
sogar verschärfen dürfte.

Jahr Stunden mit Negativpreisen

2023 325 Stunden

2024 520 Stunden

2025 652 Stunden

Ertragsverlust Windkraft – 7,64 %

Eingesparte EEG-Förderung 688 Millionen Euro



Hätte diese Regelung bereits im vergangenen Jahr vollständig
gegolten, hätten die Steuerzahler allein bei Windkraft-Onshore
rund 688 Millionen Euro weniger Fördergelder zahlen müssen.
Das ist begrüßenswert – und zeigt zugleich, wie viele Jahre
lang Geld aus dem EEG-Konto in Taschen geflossen ist, die es
nicht gebraucht haben. Wind hat uns als Gemeinschaft zuletzt 3
Milliarden  Euro  netto  gekostet.  Solar  sogar  fast  10
Milliarden.  Und  das  in  einem  einzigen  Jahr.

Man  muss  sich  das  auf  der  Zunge  zergehen  lassen:  Der
Steuerzahler hat jahrelang für Strom gezahlt, den er oft nicht
brauchte  –  und  in  manchen  Stunden  sogar  dafür,  ihn
loszuwerden. Alles im Namen der Energiewende. Alles zulasten
unserer Wälder.

Der Wettbewerb, der keine Gewinner
mehr kennt
Zu  den  veränderten  Förderbedingungen  kommt  ein  zweiter,
struktureller  Einbruch:  die  Ausschreibungsrunden  der
Bundesnetzagentur. Bei der Auktion vom 1. November vergangenen
Jahres wurden 3.450 Megawatt ausgeschrieben. Beworben haben
sich  Projekte  mit  zusammen  über  8.000  Megawatt.  Das
Verhältnis: mehr als doppelt so viel Angebot wie Nachfrage.

In einem solchen Wettbewerb gewinnt nicht das beste Projekt –
sondern  das  billigste.  Wer  früher  mit  7,35  Cent  pro
Kilowattstunde kalkuliert hatte, bekam keinen Zuschlag mehr.
Nur wer auf 6 Cent oder weniger heruntergegangen war, hatte
noch eine Chance. Der durchschnittliche anzulegende Wert fiel
von 11,39 Cent auf 9,39 Cent – ein Rückgang von 18 Prozent.
Diese 18 Prozent weniger Einnahmen kommen zusätzlich zu den
7,64 Prozent Verlust durch die Negativstunden. Wer jetzt noch
rechnet, merkt schnell: Die Projekte, die derzeit in unseren
Gemeinden beworben werden, wurden auf Grundlage von Zahlen
kalkuliert, die so nicht mehr gelten.



Gemeinden, die einen Bürgermeister haben, der diesen Projekten
vertraut, sollten sehr genau nachfragen, mit welchen Annahmen
heute noch gerechnet wird.

Ein  konkretes  Windrad,  eine
ehrliche Rechnung
Abstrakte  Zahlen  überzeugen  oft  weniger  als  ein  konkretes
Beispiel. Nehmen wir einen realen Fall: den Bürgerwindpark
Rietholz,  gelegen  zwischen  Bad  Aibling  und  München.  Ein
Windrad,  Gesamtkosten  von  9,5  Millionen  Euro,  davon  2,1
Millionen Eigenkapital und 7,3 Millionen Bankdarlehen. Nach
der ursprünglichen Kalkulation – mit einer Windgeschwindigkeit
von 5,24 Metern pro Sekunde, einem bereits sportlichen Ansatz
für eine Schwachwindregion – ergab sich eine Rendite von rund
4,16 Prozent über 20 Jahre.

Nach den neuen Regelungen sieht die Rechnung anders aus. Statt
einer  Million  Euro  Umsatz  im  ersten  vollen  Betriebsjahr
bleiben noch 743.000 Euro – bei gleichbleibenden Betriebs-,
Zins- und Tilgungskosten. Über 20 Jahre summiert sich das auf
ein Minus von knapp 500.000 Euro. Wer 2,1 Millionen investiert
und am Ende einen Verlust von fast einer halben Million hält,
hat nicht investiert – der hat sein Geld verbrannt.

Du  investierst  2,15  Millionen  Euro  und  bekommst  am  Ende
234.000 Euro zurück. Nicht als Rendite – als Gesamtrückfluss.
Das ist kein Investment. Das ist Kapitalvernichtung.

Noch brisanter ist, was in bestimmten Jahren passiert: Wenn
die Tilgungsraten so liegen, dass im gleichen Jahr kein Gewinn
erwirtschaftet werden kann, kommt die Bank. Und wenn die Bank
kommt  und  keine  Liquidität  da  ist,  folgt  die
Zwangsversteigerung.  Der  Grundstückseigentümer  –  oft  ein
Bauer,  der  glaubte,  mit  dem  Windrad  ein  sicheres
Zusatzeinkommen zu haben – sitzt am Ende auf einem maroden



Betonsockel,  für  dessen  Rückbau  kaum  Rücklagen  gebildet
wurden. Denn die Rückbaurücklage wächst langsam: Im siebten
Betriebsjahr  wären  es  vielleicht  15.000  Euro.  Ein  Rückbau
kostet ein Vielfaches davon.

Wenn Konzerne Verluste machen – und
trotzdem weiterplanen
Man  könnte  meinen,  die  Branche  ziehe  Lehren.  Der  große
Windparkentwickler  Abo  Energy  liefert  das  Gegenteil:  Das
Unternehmen  –  seit  1996  am  Markt  und  bis  dato  ohne
Jahresverlust  –  hat  erstmals  rote  Zahlen  geschrieben.  170
Millionen  Euro  Verlust.  Die  Ursache:  überzeichnete
Ausschreibungsrunden,  gesunkene  Vergütungssätze,  notwendige
Abschreibungen auf laufende Projekte. Das Unternehmen selbst
rechnet  damit,  dass  die  Einspeisevergütung  dauerhaft  auf
niedrigem Niveau verharrt oder sogar weiter sinkt.

Und trotzdem werden neue Projekte geplant. Trotzdem werden
Bürgerversammlungen  abgehalten.  Trotzdem  werden  Wälder
vermessen, Gutachten erstellt, Bürgermeister überzeugt. Denn
auch bei sinkenden Margen lässt sich Geld verdienen – solange
genug davon aus dem öffentlichen EEG-Topf fließt und solange
Grundstückseigentümer  günstige  Pachtverträge  unterschreiben.
Die  Frage,  die  sich  jede  Gemeinde  stellen  muss:  Wessen
Interessen werden hier eigentlich vertreten?

Der  dritte  Schlag  –  Netzentgelte
kommen
Als wäre das nicht genug, kündigt sich eine dritte Belastung
an.  Die  Bundesnetzagentur  schlägt  vor,  dass  Solar-  und
Windkraftanlagen  künftig  Netzentgelte  zahlen  sollen  –  also
jene Gebühren, die bisher nur Verbraucher und konventionelle
Erzeuger entrichten mussten. Bislang nutzten die Betreiber die
Leitungsinfrastruktur kostenlos, während alle anderen für sie



mitbezahlten.

Wie hoch diese Entgelte sein werden, ist noch offen. Aber
allein  die  Ankündigung  ist  ein  Signal:  Der  politische
Rückenwind  für  die  Windkraft  dreht  sich.  Auch  bestehende
Anlagen könnten betroffen sein – ein Faktor, der in keiner der
alten  Investitionskalkulationen  berücksichtigt  wurde.  Wer
jetzt noch ein Windrad in einem Schwachwindgebiet plant – und
Teile Bayerns und Baden-Württembergs zählen zweifellos dazu –
der hat entweder die Zahlen nicht gelesen oder er rechnet
damit, dass andere für seine Fehler aufkommen. Das ist keine
Energiepolitik. Das ist Systemausnutzung.

Was das für unsere Wälder bedeutet
Man könnte diese Entwicklung als reine Finanzgeschichte abtun.
Aber für uns als Bürgerinitiative ist sie mehr als das. Sie
zeigt,  dass  die  Argumente,  mit  denen  Windräder  in  unsere
Wälder  geplant  werden,  auf  wackligem  Fundament  stehen  –
wirtschaftlich wie ökologisch.

Ein  Windrad,  das  sich  nicht  rechnet,  wird  gebaut  werden,
solange der Fördertopf groß genug ist. Ein Windrad, das sich
doch rechnet, wird gebaut werden auf Kosten unserer alten
Bäume, unseres Grundwassers, unserer Landschaft und unserer
Lebensqualität. Beides ist inakzeptabel. Denn was einmal im
Wald zerstört ist, wächst in keiner Amtszeit nach.

Die gute Nachricht, die die aktuelle Marktentwicklung bringt,
ist real: Viele Projekte werden sich nicht mehr realisieren
lassen. Investoren werden abspringen. Geplante Standorte im
Wald werden vorerst von der Liste verschwinden. Das ist eine
Atempause – kein Sieg.

Denn  solange  die  politischen  Rahmenbedingungen  nicht
grundlegend korrigiert werden, solange Flächenziele gesetzlich
verankert bleiben und Genehmigungsprozesse vereinfacht werden
sollen, bleibt der Druck auf unsere Wälder hoch. Und mit dem



nächsten  politischen  Paradigmenwechsel,  dem  nächsten
Subventionspaket,  kommt  auch  die  nächste  Welle  an
Projektentwicklern,  die  nach  renditeträchtigen  Standorten
suchen.

Wir werden weiter da sein. Laut, sachlich, hartnäckig. Für
unsere Wälder. Für eine Energiepolitik, die ehrlich ist.

.

.

.

Quellen: www.youtube.com/watch?v=n_5qEqlsN8k

Wir  stehen  ein  für  unsere
Heimat! Sei dabei!

https://buergerinitiative-pronatur.de/wir-stehen-ein-fuer-unsere-heimat-sei-dabei/
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Sei dabei und unterstütze uns am 28. Februar in Geiselhöring
im Kampf gegen die Windparks. Wir als Bürgerinitiative stehen
für den Schutz unserer Wälder und unserer Heimat! Wir wollen
keine  Windräder  in  unseren  Naherholungsgebieten.  Jeder  ist
herzlich  eingeladen,  friedlich  gegen  dieses  Vorhaben  in
Geiselhöring, zu demonstrieren.

Bürgerinitiative  ProNatur
schließt  sich  der
bundesweiten
Initiative  Vernunftkraft
e.V. an

https://buergerinitiative-pronatur.de/buergerinitiative-pronatur-schliesst-sich-der-bundesweiten-initiative-vernunftkraft-e-v-an/
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Die Bürgerinitiative ProNatur freut sich, bekannt zu geben,
dass sie sich der bundesweiten Dachorganisation Vernunftkraft
e.V. angeschlossen hat. Durch diese Zusammenarbeit möchten wir
unsere Kräfte bündeln, um den Schutz unserer heimischen Natur
und Wälder noch wirkungsvoller zu gestalten.

Vernunftkraft  ist  ein  deutschlandweit  vernetzter
Zusammenschluss  von  Bürgerinitiativen,  die  sich  für  eine
naturverträgliche,  ausgewogene  und  technologieoffene
Energiepolitik  einsetzen.  Die  Organisation  verfügt  über
langjährige  Erfahrung,  ein  starkes  Netzwerk  und  umfassende
rechtliche Expertise im Umgang mit Windkraftprojekten.

Mit  diesem  Schritt  erweitert  ProNatur  ihre  Möglichkeiten
erheblich:  Gemeinsam  mit  Vernunftkraft  können  wir  auf
fundiertes  Know-how,  juristische  Unterstützung  und  bewährte
Strategien  zurückgreifen,  um  die  Interessen  unserer  Region
wirkungsvoll zu vertreten.

Derzeit  laufen  bereits  erste  Gespräche  darüber,  wie  die
Zusammenarbeit konkret ausgestaltet werden kann. Ziel ist es,



einen Maßnahmenplan zu entwickeln, der sowohl strategische als
auch  rechtliche  Schritte  umfasst,  um  gegen  die  geplanten
Windkraftanlagen  in  unserer  Region  vorzugehen.  Dabei
profitieren wir von den Erfahrungen anderer Initiativen, die
durch Vernunftkraft bereits erfolgreich Projekte dieser Art
stoppen konnten.

Im  Fokus  steht  aktuell  unter  anderem  die  Prüfung
des  Bauantrags  der  Firma  Hermann  beim  Landratsamt.  Auch
gegenüber anderen Projektierern wie Primus und Juwi werden
mögliche rechtliche und fachliche Schritte vorbereitet.

Unser  gemeinsames  Anliegen  bleibt  klar:  Wir  werden
weiterhin alle uns zur Verfügung stehenden Mittel nutzen, um
unsere Landschaft, unsere Wälder und die Lebensqualität vor
Ort zu bewahren. Die Zusammenarbeit mit Vernunftkraft gibt uns
dafür  einen  deutlich  stärkeren  Rückhalt  –  sowohl
organisatorisch  als  auch  juristisch.

Gemeinsam sind wir stärker – für Natur, Heimat und Vernunft.

Wenn  Müll  zertifiziert  ist,
ist es kein Müll mehr!
Ernüchternde  Nachricht  für  Natur-  und  Waldliebhaber:
Fremdkörper  in  Waldwegen  sorgen  für  Diskussionen

Oberhaselbach/Mengkofen – Mit großer Erwartung hatten viele
Naturfreunde die Erneuerung der Waldwege rund um Oberhaselbach
und  Mengkofen  verfolgt.  Doch  die  anfängliche  Freude  über
frisch  ausgebaute  Wege  ist  einer  deutlichen  Ernüchterung
gewichen. Grund dafür ist das Material, das beim Ausbau zum
Einsatz kam: Bruchmaterial aus einem Abriss, in dem sich nicht
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nur  Schotter,  sondern  auch  Plastikstücke,  Metallreste  und
Glassplitter finden lassen.

Die Bürgerinitiative, die die Arbeiten von Beginn an kritisch
begleitete, schlug früh Alarm. „Man sieht mit bloßem Auge,
dass hier kein reiner Schotter eingebracht wurde“, sagt ein
Sprecher. Tatsächlich berichteten Spaziergänger von sichtbaren
Plastik- und Styroporresten zwischen den Steinen.

Über Wochen hinweg prüfte daraufhin das Landratsamt zusammen
mit weiteren Behörden die Zertifikate des Materials sowie die
ausgeführten  Arbeiten  vor  Ort.  Das  Ergebnis  dürfte  viele
überraschen: Ein Handlungsbedarf sei nicht gegeben, so das
Fazit.

Der Grund: Laut den geltenden Vorschriften sind Fremdstoffe in
einem Anteil von bis zu 0,2 Prozent im Schotter zulässig. Ein
Mitarbeiter des Landratsamtes erklärte: „Durch die gesetzlich
vorgesehene Überprüfung und Zertifizierung wird aus Bauabfall
ein  ressourcenschonendes  Recyclingmaterial.  Auch  wenn  es
Anteile  von  Plastik  oder  Styropor  enthält,  darf  es  in
Waldwegen  eingesetzt  werden.“

Für  die  Kritiker  ist  dies  jedoch  ein  fatales  Signal.  Sie
befürchten langfristige Folgen für Natur, Boden und Tiere.
„Wir reden ständig über Nachhaltigkeit und Umweltschutz. Aber
gleichzeitig erlauben wir, dass Plastik und andere Fremdkörper
in  unseren  Wäldern  landen  –  offiziell  abgesegnet  durch
Behörden“, kommentiert die Bürgerinitiative.

Während  die  Behörden  auf  die  Einhaltung  bestehender
Vorschriften verweisen, bleibt bei vielen Waldliebhabern das
Gefühl zurück, dass hier zwar nach Recht und Gesetz gehandelt
wurde – aber nicht im Sinne der Natur.







Schreiben von JUWI / Klein an
die Bürgerinitiative Pronatur

Wald ist keine Industriefläche. Punkt.

https://buergerinitiative-pronatur.de/schreiben-von-juwi-klein-an-die-buergerinitiative-pronatur/
https://buergerinitiative-pronatur.de/schreiben-von-juwi-klein-an-die-buergerinitiative-pronatur/


Trotzdem  sollen  in  unserem  Wald  –  auf  Flächen  des
Waldbesitzers  Lorenz  Klein  von  Wisenberg  –
Windindustrieanlagen errichtet werden. Herr Klein wirbt seit
längerer zeit öffentlich für dieses Vorhaben, ließ sich für
den Titel „Waldbesitzer des Jahres“ nominieren und trat damit
selbst  in  die  Öffentlichkeit.  Wer  öffentliche  Anerkennung
sucht und zugleich Wald für Industrieprojekte freigibt, muss
öffentliche, pointierte Kritik aushalten.

Nach  unserem  klar  als  Satire  gekennzeichneten  Beitrag
erreichte uns ein Schreiben der JUWI GmbH. Darin wird der Wald
als  „strukturarm“  deklariert,  es  wird  mit  „98  %  Fichte“
argumentiert,  „keine  schützenswerten  Lebensräume“  werden
behauptet – und am Ende hätte man unseren Beitrag am liebsten
aus dem Netz. Transparente Belege? Fehlanzeige. Parallel dazu
erlebten zahlreiche Besucher*innen den öffentlichen Auftritt
von Herrn Klein als konfrontativ und ausweichend gegenüber
konkreten  Sachfragen.  Wir  sagen:  Transparenz  statt
Beschwichtigung.

Damit  sich  jede  und  jeder  selbst  ein  Bild  machen  kann,
veröffentlichen wir das Originalschreiben der JUWI GmbH sowie
unsere Antwort im Wortlaut. In unserer Erwiderung fordern wir
unter anderem:

–  Die  vollständige  Offenlegung  aller  Artenschutz-,
Forst-, Boden- und Hydrologie-Gutachten (inkl. Methoden,
Zeiträumen und Rohdaten),
– Eine präzise Eingriffs- und Flächenbilanz je Anlage
(Rodungen, Wegebau, Kran-/Lagerflächen, Kabeltrassen),
–  Fundament-  und  Rückbaukonzepte  samt  finanzieller
Sicherungsleistung,
– Sowie die belegte Korrektur pauschaler Aussagen – z.
B. zur behaupteten „98 % Fichte“.

Klar ist: Was gerodet, verdichtet und zerschnitten ist, wächst
nicht in wenigen Jahren nach. „Kein Schutzstatus“ bedeutet



nicht „ökologisch wertlos“. Und die Erzählung, Einnahmen aus
Windprojekten  würden  den  „Waldumbau“  finanzieren,  ersetzt
keine Fakten – ohne rechtlich belastbare Zweckbindung bleibt
das Greenwashing.

Wir  stehen  für  eine  harte,  faktenbasierte  Debatte  –  ohne
Schmähungen, aber ohne Maulkorb. Prüft die Dokumente, stellt
Fragen, fordert Akteneinsicht. Wald ist Naturraum – nicht das
Expansionsfeld der Windindustrie.

Reihenfolge  oben:  1)  Schreiben  der  JUWI  GmbH  ·  unten:  2)
Antwort der Bürgerinitiative PRO NATUR

Mengkofen, 25.08.2025

JUWI GmbH
Regionalbüro Ansbach
Technologiepark 9
91522 Ansbach
z. Hd. Herrn Steinhöfel

Betreff: Ihr Schreiben zur Veröffentlichung der BI PRO
NATUR / „Lorenz Klein“ – Bitte um Löschung / Behauptung
„98 % Fichte“

Sehr geehrter Herr Steinhöfel / Klein,

wir beziehen uns auf Ihr Schreiben, in dem Sie unseren
satirisch  gekennzeichneten  Beitrag  kritisieren  und  die
Entfernung aus dem Netz anregen. Vorweg: Wir werden uns
weiter klar gegen Windkraftanlagen im Wald aussprechen –
sachlich, deutlich und mit Respekt vor Personen.

Meinungsfreiheit & Satire

Unser  Beitrag  ist  unmissverständlich  als  Satire
gekennzeichnet.  Satire  darf  überspitzen  und  zugespitzt
Kritik an öffentlichen Vorgängen üben. Wir grenzen uns
ausdrücklich von persönlicher Herabwürdigung ab. Sollten



Sie  konkrete  Textstellen  identifizieren,  benennen  Sie
diese  bitte  exakt  (Zitat  +  Nachweis).  Wir  prüfen  das
umgehend  und  korrigieren,  falls  erforderlich.  Eine
pauschale Forderung nach vollständiger Löschung ist dafür
kein geeigneter Weg.

„Wirtschaftswald“ bleibt Wald

Ihre  Aussage,  die  betroffene  Fläche  sei  ein
„strukturarmer,  intensiv  forstwirtschaftlich  genutzter
Nadelholzforst“,  ändert  am  Kern  nichts:  Wald  ist  kein
Industriegebiet.  Für  Windkraft  im  Wald  braucht  es
dauerhaft  Rodungen,  breite  Zuwegungen,  Kranstellflächen
sowie  massive  Fundamente  –  mit  Bodenverdichtung,
Zerschneidung  und  einem  Eingriff  in  Wasser-  und
Artenhaushalt.  Das  ist  irreversibel  im
Generationenmaßstab,  unabhängig  davon,  wie  man  den
aktuellen  Bestand  etikettiert.  Waren  Sie  schon  mal  in
einem Wald, Herr Steinhöfel?

Zur Behauptung „98 % Fichte“

Nach öffentlich zugänglichen Monitoring-Daten und eigenen
Begehungen ergibt sich ein deutlich heterogeneres Bild.
Dem Waldmonitor zufolge liegt der Anteil Fichte bei ca.
71,9 %, dazu Kiefer 6,7 %, Buche 6,1 % sowie weitere
Laubbaumarten  15,3  %.  Uns  ist  bewusst,  dass
Fernerkundungsdaten methodische Grenzen besitzen und teils
neu  bebaute  oder  unbekannte  Flächen  automatisiert  als
Fichte  geführt  werden  –  gerade  deshalb  bitten  wir  um
Transparenz. Bitte übermitteln Sie uns die Datengrundlage
Ihrer  „98  %“-Behauptung  (Stichtag,  Quelle,  Abteilungs-
/Unterabteilungsnummern, Methodik).

„Keine schützenswerten Lebensräume betroffen“?

Der fehlende amtliche Schutzstatus ersetzt keine fachliche
Bewertung. Arten- und Habitatschutz ist mehr als ein Label



auf der Karte. Wir fordern Einsicht in die vollständigen
Gutachten (Avifauna, Fledermäuse, Spechte, Rotmilane ggf.
Schwarzstorch/Haselhuhn,  Reptilien,  Amphibien,  Flora),
inkl.  Erfassungszeiträume,  Methoden,
Rohdaten/Transektenprotokolle. Eine pauschale Feststellung
„keine  schützenswerten  Lebensraumbestandteile  betroffen“
ist ohne Offenlegung nicht nachvollziehbar.

„Klimastabilisierung“ durch Windparkeinnahmen

Dass  Pacht-  oder  Stromerlöse  angeblich  den  Waldumbau
finanzieren,  ist  weder  nachprüfbar  zweckgebunden  noch
ökologisch  ein  Freifahrtschein.  Rodungen,
Versiegelung/Verdichtung und Zuwegungen stehen dem Ziel
eines naturnahen, resilienten Waldes entgegen. Wenn JUWI
und Herr Klein tatsächlich eine zweckgebundene Verwendung
zusichern  wollen,  erwarten  wir  nachweisbare,  rechtlich
verbindliche  Regelungen  (z.  B.  Treuhand/zweckgebundene
Mittel, Offenlegung) – nicht nur Absichtserklärungen.

Öffentliche Rolle – öffentliche Kritik

Herr  Klein  hat  sich  öffentlich  für  Windkraft  im  Wald
positioniert und eine öffentliche Auszeichnung angestrebt.
Öffentliche Ämter und Ehrungen ziehen legitime öffentliche
Debatte  nach  sich.  Wir  kritisieren  Positionen  und
Handlungen,  nicht  die  Privatsphäre.

Transparenz & Dialog

Statt Löschungsforderungen erwarten wir Transparenz. Bitte
stellen Sie uns – oder der Öffentlichkeit – bis [Datum +14
Tage]  folgende  Unterlagen  digital  zur  Verfügung  (oder
nennen Sie die Aktenzeichen zur Einsicht nach UIG/BayUIG
im Genehmigungsverfahren):

Artenschutz-,  Forst-,  Boden-  und  Hydrologie-1.
Gutachten (Volltexte inkl. Anhänge/Rohdaten).
Eingriffs-/Flächenbilanz  je  Anlage:  Rodungsfläche,2.



Kranstellflächen,  Wegebau,  Kabeltrassen,
erforderliche  Leitungsschneisen.
Fundament-  und  Rückbaukonzept  inkl.3.
Sicherungsleistung (Bürgschaft/Kaution).
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (Standort, Umfang,4.
Zeitplan, Monitoring).
Schall/Schatten/Infraschall-Prognosen  inkl.5.
Annahmen.
Nachweis  der  behaupteten  „98  %  Fichte“6.
(Quelle/Datum/Methodik).

Fazit:  Wir  wissen  das  wir  mit  diesem  Brief  (den  wir
natürlich  Veröffentlichen)  Ihnen  und  Herrn  Klein  von
Wisenberg  auf  den  Schlips  treten  und  weisen  Ihre
Aufforderung  zur  Entfernung  unseres  Beitrags  zurück.
Bisher kam von Herrn Klein nur „Heisse Luft“ statt einer
echten Debatte oder einem Interview. Wir stehen für eine
sachliche,  harte  –  aber  faire  Auseinandersetzung.  Dazu
gehört,  dass  JUWI  Behauptungen  belegt  und  Gutachten
offenlegt.  Wenn  Sie  konkrete  Fehler  im  Text  belegen,
korrigieren wir diese selbstverständlich.

Mit freundlichen Grüßen

Bürgerinitiative PRO NATUR

Millionengrab  im  Bayerischen

https://buergerinitiative-pronatur.de/millionengrab-im-bayerischen-waeldern-wie-der-mega-windpark-natur-und-steuerzahler-ruiniert/


Wäldern:  Wie  der  Mega-
Windpark  Natur  und
Steuerzahler ruiniert

Was geplant ist – und was uns erwartet
Mitten in den uralten Wäldern Niederbayerns und der Oberpfalz,
zwischen  Mengkofen,  Laberweinting,  Geiselhöring,  Neufahrn,
Mallersdorf, Bayerbach, Sünching, Ergoldsbach und Schierling,
sollen 12 Windparks entstehen zusammengefasst nennen wir das
einen Mega-Windpark, wie ihn Bayern noch nie gesehen hat. Über
60 Windräder, jedes so hoch wie ein Wolkenkratzer, sollen sich
bald durch die Baumkronen drehen – und das mitten im Forst, wo
bislang Rehe, Füchse und seltene Vögel ihre Heimat hatten.

Während Bayern 2024 gerade einmal 15 neue Windräder ans Netz
brachte – weit entfernt vom selbstgesteckten Ziel von 200
Anlagen pro Jahr – plant die Staatsregierung nun den großen
Wurf:  Mega-Windparks  in  den  letzten  unberührten  Wäldern
Niederbayerns  und  der  Oberpfalz.  Was  Wirtschaftsminister
Aiwanger  als  ‚Trendwende‘  verkauft,  ist  ein  doppeltes
Desaster.
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Naturzerstörung  unter  dem  Deckmantel  der
Energiewende
Was als grünes Prestigeprojekt verkauft wird, entpuppt sich
bei genauerem Hinsehen als doppeltes Millionengrab: Für die
Steuerzahler – und für die Natur. Denn für den Bau dieser
Windräder  müssen  nicht  nur  einzelne  Bäume,  sondern  ganze
Schneisen in die Wälder geschlagen werden. Es geht nicht nur
um  die  Standfläche  der  Türme,  sondern  auch  um  breite
Zuwegungen,  Kranstellflächen  und  dauerhafte  Rodungen.
Lebensräume werden zerschnitten, seltene Arten wie Fledermäuse
und Greifvögel geraten in Gefahr, und der Wald als natürlicher
CO₂-Speicher  wird  unwiederbringlich  geschwächt.
Ersatzaufforstungen  auf  dem  Papier  können  den  ökologischen
Schaden vor Ort nicht ausgleichen.

Südquote:  Subventionsmaschine  auf  Kosten  der
Allgemeinheit
Doch damit nicht genug: Die geplanten Windräder stehen in
einer der windärmsten Regionen Deutschlands. Sie drehen sich
oft  im  Leerlauf  –  kassiert  wird  trotzdem.  Dank  einer
Sonderregel  im  Erneuerbare-Energien-Gesetz  fließen  für  jede
Kilowattstunde Windstrom aus diesen Schwachwindanlagen bis zu
13  Cent  –  mehr  als  doppelt  so  viel  wie  an  windreichen
Standorten im Norden. Der Süden zahlt drauf, die Betreiber
lachen sich ins Fäustchen. Diese ‚Südquote‘ sollte eigentlich
den  Netzausbau  reduzieren,  wird  aber  zur  Goldgrube  für
Investoren auf Kosten der Stromkunden. Das ist mehr als für
Atomstrom in Großbritannien und sogar teurer als viele moderne
Gaskraftwerke. Die Industrie in der Region winkt ab: Der Strom
ist  schlicht  zu  teuer,  um  wettbewerbsfähig  zu  sein.  Die
Differenz zahlt – wie immer – die Allgemeinheit.

Beton, Kosten, Folgeschäden
Zu den direkten Subventionen kommen versteckte Kosten: Für



jedes Windrad müssen bis zu 5 km Waldwege betoniert werden –
so breit wie eine Landstraße. Wo früher Wildkatzen ihre Spuren
hinterließen,  rollen  bald  Tieflader  mit  Rotoren  durch  –
bezahlt aus Steuermitteln. Die Netzanbindung? Ebenfalls auf
Kosten der Allgemeinheit. Und wenn die Anlagen nach 20 Jahren
zurückgebaut  werden  müssen,  bleiben  tonnensweise
Betonfundamente  im  Waldboden  –  ein  ökologisches  Erbe  für
Generationen.

Abregelung  im  Sommer  –  Betreiber  kassieren
trotzdem
Und als wäre das nicht schon absurd genug, kommt es in den
Sommermonaten noch dicker: Wenn die Sonne scheint und die
Photovoltaik-Anlagen auf Hochtouren laufen, produziert Bayern
oft mehr Strom, als das Netz aufnehmen kann. Die Folge: Wind-
und Solaranlagen werden abgeregelt, der Strom wird gar nicht
erst  eingespeist  –  aber  die  Betreiber  kassieren  trotzdem
Entschädigungen. Bezahlt wird auch das aus dem großen Topf der
Steuerzahler.

Wasserkraft?  Ihr  Potenzial  ist  längst  ausgeschöpft.
Gaskraftwerke? Politisch unerwünscht und teuer. Und so wird
weiter gebaut, was das Zeug hält – koste es, was es wolle.
Während die Politik von Klimaschutz spricht, werden im Namen
der Energiewende uralte Wälder geopfert – für Windräder, die
oft stillstehen müssen, weil das Netz überlastet ist. Die
Rechnung zahlen am Ende nicht nur die Steuerzahler, sondern
auch die Natur.

Wald‑Windkraft ist politisch umstritten
Besonders pikant: Selbst Naturschutzverbände sind gespalten.
Während  der  BUND  Naturschutz  grundsätzlich  für  Windkraft
plädiert,  warnt  der  Landesbund  für  Vogelschutz  (LBV)
eindringlich:  ‚Der  Wald  darf  nicht  zur  Verfügungsmasse
werden.‘ Die geplanten Anlagen bedrohen nicht nur Rotmilan und



Schwarzstorch,  sondern  zerschneiden  auch  die  letzten
Rückzugsräume  für  Wildkatze  und  Luchs.

Blick ins Ausland: Warum dort kein Wald geopfert
wird
Ein Blick über die Grenze zeigt die Absurdität: In Österreich
werden  Windräder  in  Wäldern  kategorisch  abgelehnt.  In  der
Schweiz sind sie in Schutzgebieten verboten. Nur Deutschland
opfert seine letzten Naturräume für eine Technologie, die an
diesen Standorten wirtschaftlich unsinnig ist.

Lokaler Widerstand formiert sich

In  Laberweinting  formiert  sich  bereits  Widerstand:  Die
Bürgerinitiative „Energiewende Ja – Umzingelung Nein“ kämpft
für eine faire und nachhaltige Energiewende im Labertal. Wir
sagen  Ja  zu  grüner  Energie  und  unterstützen  den  Ausbau
erneuerbarer  Energien  –  aber  nicht  um  jeden  Preis.  Die
geplante  massive  Umzingelung  unserer  Dörfer  durch
Windkraftanlagen bedroht unsere Lebensqualität, unsere Natur
und das Miteinander in der Region. Wir setzen uns dafür ein,
dass die Energiewende mit Augenmaß und unter Einbindung der
Bürgerinnen  und  Bürger  gestaltet  wird.  Unsere  Heimat  darf
nicht zum reinen Industriegebiet werden. Es braucht Lösungen,
die sowohl den Klimaschutz als auch den Schutz unserer Dörfer
und Wälder im Blick haben.
— Simon Berleb von der Bürgerinitiative EjUn

Es geht nicht nur um ein paar Windräder. Es geht um den
Verlust  unserer  Landschaft,  um  den  Eingriff  in
jahrhundertealte Wälder, unsere Vögel und Wildtiere und um die
Zukunft  unserer  Kinder.  Während  in  Berlin  über  Klimaziele
diskutiert  wird,  sollen  hier  bei  uns  Schneisen  durch
Lebensräume  geschlagen  werden  –  für  Anlagen,  die

https://www.buergerinitiative-ejun.de/


wirtschaftlich  nicht  tragfähig  und  ökologisch  katastrophal
sind. Das ist nicht die Energiewende, die wir wollen. Wir
fordern: Schluss mit der Zerstörung unserer Heimat!“
— Martin Promesberger von der Bürgerinitiative ProNatur

Die nackten Zahlen am Ende:
Jede der 60 geplanten Windkraftanlagen soll im Jahr rund fünf
Millionen  Kilowattstunden  liefern.  Macht  zusammen  300
Millionen  Kilowattstunden.  Die  Extra-Subvention  pro
Kilowattstunde:  sechs  Cent.  Das  ergibt  eine  jährliche
Zusatzbelastung von über 18 Millionen Euro – Jahr für Jahr,
über Jahrzehnte. In 20 Jahren summiert sich das auf mehr als
360  Millionen  Euro,  die  aus  den  Taschen  der  Bürger
verschwinden. Und das alles für Strom, der teurer ist als
Atom- oder Gaskraft, und der im Sommer oft gar nicht gebraucht
wird.

Schlusswort & Handlungsaufruf
Die Zeit drängt: Noch können die Planungen gestoppt werden.
Noch können Bürger Einspruch erheben. Doch das Zeitfenster
schließt sich. In wenigen Jahren könnten die ersten Bäume
fallen – für Windräder, die mehr kosten als sie bringen, die
öfter stillstehen als laufen, und die unsere letzten Wälder in
Industrielandschaften verwandeln.

Die Frage ist nicht, ob wir Klimaschutz brauchen. Die Frage
ist:  Müssen  wir  dafür  unsere  Seele  verkaufen?  Es  gibt
Alternativen: Photovoltaik auf versiegelten Flächen, Windkraft
an  geeigneten  Standorten,  echte  Energieeffizienz  statt
Subventionswahnsinn. Bayern hat die Wahl – noch.

Quellen & Belege
Durchschnittliche Windgeschwindigkeit in Bayern (5–6 m/s) vs.
Norden (8–9 m/s)

https://buergerinitiative-pronatur.de


Studie:
https://naturschutz-initiative.de/aktuell/klartext/keine-winde
nergie-im-wald-neue-studie-des-upi-institutes-laesst-
wesentliche-aspekte-aussen-vor/

Höhere Kollisionsrisiken für Fledermäuse & Vögel

https://www.stmwi.bayern.de/fileadmin/user_upload/stmwi/publik
ationen/pdf/2023-05-24_Windenergieanlagen_im_Wald.pdf

Südquote im EEG – bis 20 % Zuschlag ab 2024

https://ariadneprojekt.de/media/2022/06/Ariadne-Analyse_Region
ale-Steuerungsinstrumente_Juni2022.pdf

Flächenverbrauch pro Windrad im Wald (≈0,5 ha dauerhaft)

https://de.wikipedia.org/wiki/Windkraftanlage

EEG‑Vergütung  –  Subventionshöhe  bis  zu  13 Cent  und
Funktionsweise

https://www.windbranche.de/wirtschaft/eeg-verguetung

https://ariadneprojekt.de/media/2022/06/Ariadne-Analyse_Region
ale-Steuerungsinstrumente_Juni2022.pdf

Österreichs Wald‑Ausschlusszone bei Windkraft

https://de.wikipedia.org/wiki/Windenergie_in_Ober%C3%B6sterrei
ch

Gefährdete  Greifvögel  im
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Visier: Rotmilan-Vorkommen im
geplanten Windkraftgebiet bei
Pramersbuch entdeckt

Mitten im Herzen der niederbayerischen Kulturlandschaft spitzt
sich  ein  grundlegender  Zielkonflikt  zwischen  der  dringend
benötigten Energiewende und dem Schutz bedrohter Arten zu. Im
Gebiet  rund  um  Pramersbuch,  wo  die  Errichtung  mehrerer
moderner  Windkraftanlagen  geplant  ist,  wurden  in  den
vergangenen  Wochen  wiederholt  Rotmilane  (Milvus  milvus)
gesichtet  –  eine  in  Deutschland  streng  geschützte
Greifvogelart, die als besonders windkraftsensibel gilt.

Die geplanten Windenergieanlagen, die jeweils eine Leistung
von 7,2 Megawatt und eine Gesamthöhe von 261 Metern erreichen
sollen, sind Teil eines groß angelegten Projekts zur Förderung
erneuerbarer Energien in der Region Mengkofen. Ziel ist es,

https://buergerinitiative-pronatur.de/gefaehrdete-greifvoegel-im-visier-rotmilan-vorkommen-im-geplanten-windkraftgebiet-bei-pramersbuch-entdeckt/
https://buergerinitiative-pronatur.de/gefaehrdete-greifvoegel-im-visier-rotmilan-vorkommen-im-geplanten-windkraftgebiet-bei-pramersbuch-entdeckt/
https://buergerinitiative-pronatur.de/gefaehrdete-greifvoegel-im-visier-rotmilan-vorkommen-im-geplanten-windkraftgebiet-bei-pramersbuch-entdeckt/


klimafreundlichen  Strom  für  mehr  als  33.000  Haushalte  zu
erzeugen und die lokale Wertschöpfung zu stärken. Doch der
Schutz  der  Artenvielfalt  stellt  die  Planer  vor  erhebliche
Herausforderungen.

Rotmilan: Ein Symbol für Bayerns Artenvielfalt

Der  Rotmilan  ist  nicht  nur  ein  faszinierender  Greifvogel,
sondern auch ein Symbol für die biologische Vielfalt Bayerns.
Deutschland trägt eine besondere Verantwortung für den Erhalt
dieser Art, da hier etwa die Hälfte des weltweiten Bestands
brütet. Rotmilane sind auf strukturreiche Kulturlandschaften
angewiesen, in denen sie ausreichend Nahrung und geeignete
Brutplätze  finden.  Gerade  diese  Lebensräume  sind  jedoch
zunehmend  durch  Infrastrukturprojekte  wie  Windkraftanlagen
bedroht.

Präzise Nachweise durch engagierte Bürgerinnen und Bürger

In  den  letzten  Wochen  haben  aufmerksame  Anwohnerinnen  und
Anwohner  mehrfach  Rotmilane  beim  Jagen,  Kreisen  und  Ruhen
beobachtet. Die Beobachtungen wurden sorgfältig dokumentiert:
Viele  hochauflösende  Fotos  teilweise  mit  GPS-Koordinaten,
Datum  und  Uhrzeit  belegen  eindeutig,  dass  sich  die  Tiere
regelmäßig im betroffenen Areal aufhalten – und zwar nicht
zufällig,  sondern  mit  territorialem  Bezug.  Die  Sichtungen
deuten auf mehrere ortsansässige Paare hin.

Die Bürgerinitiative hat die Nachweise systematisch gesammelt
und in Beobachtungsprotokollen festgehalten. Mehrere Personen
haben  die  Aktivitäten  der  Rotmilane  unabhängig  voneinander
bestätigt. „Die Tiere fliegen regelmäßig über die geplanten
Standorte  hinweg  –  teils  genau  auf  Höhe  der  späteren
Rotorblätter.  Das  ist  ein  klares  Alarmzeichen“,  erklärt
Bürgerinitiative  Pronatur.  „Wir  sprechen  uns  nicht
grundsätzlich gegen Windkraft aus – aber nicht an Orten, wo
sie streng geschützte Arten gefährdet.“

Gesetzliche Lage: Artenschutz als verbindliches Leitprinzip



Die  rechtliche  Situation  ist  eindeutig:  Nach  dem
Bundesnaturschutzgesetz und dem europäischen Naturschutzrecht
dürfen Windkraftanlagen nicht in Gebieten errichtet werden, in
denen  windkraftsensible  Arten  wie  der  Rotmilan  regelmäßig
vorkommen.  Das  sogenannte  „Helgoländer  Papier“  der
Länderarbeitsgemeinschaft  der  Vogelschutzwarten  empfiehlt
einen  Mindestabstand  von  1.000  bis  1.500  Metern  zu  einem
Horst. Darüber hinaus ist das gesamte Umfeld – insbesondere in
einem  Radius  von  bis  zu  3.000  Metern  –  auf  bedeutende
Jagdhabitate zu prüfen. Wird eine erhebliche Kollisionsgefahr
festgestellt,  ist  das  Vorhaben  in  der  Regel  nicht
genehmigungsfähig.

In Bayern wurden bereits zahlreiche Windkraftprojekte aufgrund
nachgewiesener  Rotmilan-Vorkommen  untersagt  oder  gestoppt.
Auch  technisch  gesteuerte  Abschaltzeiten  gelten  aus
artenschutzrechtlicher Sicht nicht als ausreichend, sofern das
Kollisionsrisiko insgesamt als erheblich eingestuft wird.

Energiewende und Naturschutz: Ein Balanceakt

Die Energiewende ist ein zentrales gesellschaftliches Ziel,
das auch in der Region Mengkofen mit Nachdruck verfolgt wird.
Die geplanten Windkraftanlagen sollen einen wichtigen Beitrag
zur Reduktion von CO₂-Emissionen und zur Unabhängigkeit von
fossilen Rohstoffen leisten. Doch der Schutz bedrohter Arten
wie des Rotmilans darf dabei nicht ins Hintertreffen geraten.
Der Naturschutzbund (NABU) und andere Umweltverbände mahnen,
dass die gesetzlichen Vorgaben konsequent eingehalten werden
müssen und Ausnahmen nur in eng begrenzten Fällen zulässig
sind.

Forderungen  der  Bürgerinitiative:  Planungsstop,  Transparenz
und unabhängige Gutachten

Angesichts der dokumentierten Rotmilan-Aktivitäten fordert die
Bürgerinitiative  einen  sofortigen  Stopp  der  aktuellen
Windkraftplanungen im Gebiet Pramersbuch. Es sei unerlässlich,



zunächst  ein  unabhängiges,  fachlich  fundiertes
Artenschutzgutachten in Auftrag zu geben, das die Situation
vor Ort objektiv bewertet. Nur so könne sichergestellt werden,
dass die streng geschützten Greifvögel nicht durch den Bau und
Betrieb der Anlagen gefährdet werden.

Darüber hinaus setzt sich die Initiative für eine transparente
Beteiligung der Öffentlichkeit im gesamten Planungsverfahren
ein. Sämtliche gesetzlichen Vorgaben im Bereich Arten- und
Naturschutz  müssten  konsequent  eingehalten  werden  –  ohne
Abstriche und ohne voreilige Ausnahmen.

„Artenschutz  ist  kein  Luxus,  sondern  ein  gesetzlich
verankertes Grundprinzip. Die Energiewende muss im Einklang
mit dem Naturschutz stehen – nicht auf Kosten unserer letzten
Greifvögel“, betont die Bürgerinitiative Pronatur.

Die  kommenden  Monate  werden  zeigen,  ob  es  gelingt,  einen
tragfähigen Kompromiss zwischen Klimaschutz und Artenschutz zu
finden – oder ob der Rotmilan zum Symbol eines ungelösten
Zielkonflikts in der bayerischen Energiewende wird.

Leserbriefe

https://buergerinitiative-pronatur.de/leserbriefe/


Wie versprochen, veröffentlichen wir hier die eingegangenen
Leserbriefe:

Nach  unseren  letzten  Beiträgen  haben  uns  zahlreiche
Rückmeldungen erreicht – per E-Mail, über soziale Medien und
sogar handgeschrieben per Post. Es zeigt sich einmal mehr: Das
Thema bewegt die Menschen, regt zum Nachdenken an und sorgt
für angeregte Diskussionen. Genau das war unser Ziel.

Ob zustimmend, kritisch oder nachdenklich – Ihre Meinungen
sind für uns ein wertvoller Kompass. Sie spiegeln wider, was
unsere  Leserinnen  und  Leser  denken,  fühlen  und  fordern.
Deshalb möchten wir auch nicht nur berichten, sondern Raum für
den Dialog schaffen.

An  dieser  Stelle  geben  wir  Ihnen  das  Wort  –  ungefiltert,
ehrlich und vielfältig. Denn Ihre Stimmen gehören genauso zur
Debatte wie unsere Recherchen.

Leserbrief #1



Ich möchte mich zu eurer Kritik am Bau der Windkraftanlagen
und eurem Argument der Rodung von 1,2 Hektar Wald äußern,
weil mir das Thema wirklich am Herzen liegt – als jemand,
der den Wald liebt und der gleichzeitig Klimaschutz für
dringend nötig hält.

Mir fällt auf, wie oft in der Diskussion gesagt wird, dass
durch Windkraft „unwiederbringlich“ Wald zerstört wird. Das
klingt  erst  mal  dramatisch,  aber  wenn  ich  genauer
hinschaue,  stimmt  das  so  pauschal  einfach  nicht.  Die
Flächen, die für Windräder gerodet werden, werden meist an
anderer Stelle wieder aufgeforstet oder durch ökologische
Maßnahmen  ausgeglichen.  Das  wird  leider  oft  gar  nicht
erwähnt.

Außerdem ist der Flächenverbrauch im Verhältnis zu anderen
Energieformen  wirklich  gering.  Für  eine  Windkraftanlage
braucht man nur einen kleinen Teil des Waldes, meist für
Wege und das Fundament. Der Großteil bleibt stehen oder
wird  später  sogar  wieder  in  einen  natürlichen  Zustand
gebracht. Und die Standorte sind meistens so gewählt, dass
keine  alten,  wertvollen  Waldbestände  betroffen  sind,
sondern  Flächen,  die  sowieso  schon  forstwirtschaftlich
genutzt werden.

Ich  finde  auch,  dass  das  Argument,  hier  würde  einfach
„Natur zerstört“, den eigentlichen Zusammenhang übersieht:
Unsere  Wälder  werden  durch  den  Klimawandel  –  durch
Trockenheit, Stürme und Schädlinge – viel mehr bedroht als
durch einzelne Windkraftanlagen. Wenn wir wirklich etwas
für den Erhalt des Waldes tun wollen, dann brauchen wir die
Energiewende  –  und  Windkraft  spielt  dabei  eine
Schlüsselrolle.

Mir ist bewusst, dass der Eingriff in die Natur immer gut
überlegt sein muss. Aber mit Ausgleichsmaßnahmen und einer
klugen Planung lohnt sich der Schritt. Ganz ehrlich: Die
Rodung von 1,2 Hektar ist im Verhältnis zum Nutzen für den



Klimaschutz und die Zukunft unserer Wälder ein vertretbarer
Preis.

Ich  wünsche  mir,  dass  wir  diese  Diskussion  weniger
emotional und dafür sachlicher führen. Für mich ist klar:
Die Energiewende und der Schutz des Waldes gehen zusammen,
wenn wir es richtig machen.

Jasmin Walter

Leserbrief #2

Mit  großer  Zustimmung  habe  ich  Ihre  Ausführungen  zur
Zerstörung  unseres  Waldbodens  gelesen  –  und  ich  möchte
Ihnen beipflichten: Was sich manche Waldbesitzer erlauben,
ist schlichtweg unverantwortlich.

Es ist eine wissenschaftlich belegte Tatsache, dass ein
einziger Zentimeter Waldboden bis zu 100 Jahre benötigt, um
zu entstehen. Und doch wird dieser wertvolle Lebensraum
rücksichtslos von schweren Maschinen zerfahren, planiert
und geschändet – als wäre er beliebig ersetzbar.

Wer so mit unserem natürlichen Erbe umgeht, handelt nicht
nur kurzsichtig, sondern zerstört aktiv die Lebensgrundlage
zukünftiger Generationen. Solches Handeln darf nicht länger
als „wirtschaftliche Nutzung“ verharmlost werden. Es ist
ein Angriff auf das Ökosystem, auf die Artenvielfalt – und
letztlich auf uns alle.

Ich  danke  der  Bürgerinitiative  Pronatur  für  ihren
unermüdlichen  Einsatz  und  fordere:  Schluss  mit  der
industriellen Vergewaltigung unserer Wälder! Nachhaltigkeit
darf kein leeres Wort bleiben.

Nina Mayer



Leserbrief #3

Wenn wir uns zu Recht gegen die Industrialisierung unserer
Landschaft wehren, dann sollten wir auch den Mut haben, die
ganze Wahrheit auszusprechen. Jedes Mal, wenn ich sehe, wie
sich Menschen empört über „Vogelschredder“ aufregen, nur um
sich  in  der  Pause  ihr  Wurstbrot  aus  Massentierhaltung
schmecken zu lassen, frage ich mich: Wie glaubwürdig sind
wir eigentlich?

Die  traurige  Realität  ist,  dass  wir  uns  mit  unserer
selektiven  Empörung  selbst  belügen.  Während  wir  gegen
Windräder kämpfen, die für Vögel und Wildtiere gefährlich
sind, finanzieren wir mit unserem täglichen Konsum eine
Agrarindustrie, die systematisch Lebensräume zerstört und
millionenfaches  Tierleid  verursacht.  Für  Weiden  und
Futtermittelanbau werden Wälder gerodet, Böden vergiftet
und  Artenvielfalt  vernichtet  –  alles  für  Schnitzel  und
Wurst, die am Ende ohnehin im Müll landen. Und dann wundern
wir uns, warum die Insekten verschwinden und die Vögel
verstummen?

Es ist an der Zeit, diese Doppelmoral zu beenden. Wer
wirklich Naturschutz will, darf nicht nur gegen Windräder
sein,  sondern  muss  auch  seinen  eigenen  Lebensstil
hinterfragen.  Die  größte  Bedrohung  für  unsere  Tierwelt
kommt  nicht  nur  von  Rotoren,  sondern  von  einer
Landwirtschaft,  die  Natur  zur  Ware  macht  und  Tiere  zu
Produktionsgütern degradiert. Jedes Mal, wenn wir billiges
Fleisch  kaufen,  machen  wir  uns  mitschuldig  an  diesem
System.

Ich verlange von dieser Bewegung, endlich konsequent zu
sein.  Entweder  wir  nehmen  den  Schutz  von  Tieren  und
Lebensräumen ernst – dann aber bitte ganzheitlich und ohne
Ausreden. Oder wir geben offen zu, dass es uns in Wahrheit
nur um unser eigenes Wohlbefinden geht, nicht um die Natur.



Nicole Bauer
(Veganerin und Umweltaktivistin und Windradgegnerin)

Leserbrief #4

Es wird höchste Zeit, dass wir uns als Gesellschaft wieder
klar machen, wie sensibel unser ökologisches Gleichgewicht
ist  –  und  welchen  Einfluss  der  Mensch  auf  elementare
Prozesse wie den Sauerstoffkreislauf hat.

Unsere Atmosphäre besteht zu etwa 21 % aus Sauerstoff, doch
dieser  Anteil  ist  nicht  selbstverständlich.  Er  wird  zu
einem  Großteil  durch  Wälder,  Moore,  Algen  und  andere
Pflanzen permanent neu produziert. Gleichzeitig steigt der
CO₂-Anteil,  nicht  zuletzt  durch  menschliches  Handeln:
Verkehr,  Industrie,  Massentierhaltung  und  die
rücksichtslose Abholzung von Wäldern treiben die Emissionen
kontinuierlich in die Höhe.

Allein im Jahr 2023 hat die Menschheit rund 36 Milliarden
Tonnen CO₂ freigesetzt – eine erschreckende Zahl, die uns
nicht kaltlassen darf. CO₂ macht aktuell „nur“ etwa 0,04 %
der  Atmosphäre  aus,  doch  dieser  geringe  Anteil  reicht
schon,  um  das  Klima  spürbar  aus  dem  Gleichgewicht  zu
bringen.

Wenn wir Wälder zerstören, vernichten wir nicht nur die
„grüne Lunge“ unseres Planeten, sondern beschleunigen eine
Spirale,  die  wir  irgendwann  nicht  mehr  stoppen  können.
Jeder  Hektar,  der  verloren  geht,  verschlechtert  die
Sauerstoffproduktion und erhöht die CO₂-Konzentration – mit
langfristigen  Folgen  für  Gesundheit,  Klima  und
Artenvielfalt.

Ich danke Ihnen für Ihre wertvolle Aufklärungsarbeit und
wünsche mir, dass mehr Menschen begreifen: Der Wald ist



kein Wirtschaftsgut – er ist Lebensgrundlage.

Thomas Berger

Bürgerinitiative  ProNatur
ruft  zur  Teilnahme  auf:
Entscheidung  über
Windvorrangflächen  steht
bevor
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Am Donnerstag, den 10. Juli 2025, um 9:00 Uhr, kommt der



Planungsausschuss  des  Landkreises  Straubing-Bogen  zu  einer
richtungsweisenden Sitzung im Landratsamt Straubing zusammen.
Im Mittelpunkt steht ein Thema, das in den letzten Monaten für
hitzige  Debatten  und  wachsenden  Unmut  in  der  Bevölkerung
gesorgt  hat:  die  Festlegung  von  Windvorrangflächen  im
Landkreis.

Die Sitzung könnte endgültig über die Flächen entscheiden, auf
denen künftig Windkraftanlagen errichtet werden dürfen – ein
Schritt,  der  aus  Sicht  der  Bürgerinitiative  ProNatur
tiefgreifende Folgen für Landschaft, Natur und Lebensqualität
im ländlichen Raum hätte. Aus diesem Grund ruft die Initiative
alle Bürgerinnen und Bürger des Landkreises auf, zahlreich an
der Sitzung teilzunehmen, um ein klares Zeichen gegen den Bau
von Windrädern im Landkreis zu setzen.

„Wir sind nicht gegen erneuerbare Energien – aber wir sind
gegen eine ideologisch getriebene Windkraftplanung, die ohne
Rücksicht auf Mensch, Natur und Heimat durchgedrückt werden
soll“, erklärt ein Sprecher von ProNatur. „Es geht um den
Erhalt unserer einzigartigen Kulturlandschaft, um Artenschutz,
um den Schutz vor gesundheitlichen Risiken durch Infraschall
und um die Frage, ob Bürgerinteressen überhaupt noch Gehör
finden.“

Entscheidung hinter verschlossenen Türen?

Viele Mitglieder der Bürgerinitiative kritisieren, dass die
Planung weitgehend ohne transparente Bürgerbeteiligung erfolgt
sei. Zahlreiche Eingaben, Einwände und kritische Stimmen aus
der  Bevölkerung  seien  zwar  entgegengenommen,  aber  bislang
nicht ernsthaft berücksichtigt worden.

Auch rechtliche und ökologische Bedenken – etwa der Schutz von
Vogelarten,  die  Nähe  zu  Wohngebieten  oder  die  Frage  der
Wirtschaftlichkeit – seien untergeordnet behandelt worden, so
ProNatur. Nun steht die Sorge im Raum, dass der Ausschuss die
Flächen trotz breiter Ablehnung in der Bevölkerung festlegen



könnte.

„Wir müssen sichtbar sein – für die Entscheidungsträger im
Ausschuss und für die Öffentlichkeit. Nur wenn viele Menschen
Gesicht zeigen, kann verhindert werden, dass unser Landkreis
zur  Industriezone  für  Windkraft  wird“,  so  der  Appell  der
Initiative.

Hintergrund

Im Zuge der nationalen Energiewende und der Klimaziele sollen
auch  im  Landkreis  Straubing-Bogen  sogenannte
Windvorrangflächen ausgewiesen werden – also Gebiete, in denen
Windenergie  bevorzugt  und  vorrangig  ausgebaut  werden  soll.
Kritiker  befürchten,  dass  es  zu  einer  Zerstückelung  der
Landschaft,  einer  Gefährdung  von  Tierarten  sowie  zu  einer
Entwertung  von  Immobilien  kommen  könnte.  Auch  der
fehlende/schwache  Wind  in  manchen  Gebieten  und  die
unkalkulierbaren  Auswirkungen  auf  Mensch  und  Natur  sind
Gegenstand intensiver Diskussionen.

Fakten zur Sitzung
• Wann: Donnerstag, 10. Juli 2025, 9:00 Uhr
• Wo: Landratsamt Straubing, Sitzungssaal
•  Thema:  Entscheidung  über  Windvorrangflächen  im  Landkreis
Straubing-Bogen
•  Aufruf:  Teilnahme  aller  interessierten  Bürgerinnen  und
Bürger zur öffentlichen Sitzung und zum friedlichen Protest


